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ÖSTERREICH

Die Grenzebinich

Der österreichische
Innenminister hat mit

einer neuen Verordnung
hunderte Flüchtlinge

in die Obdachlosigkeit
getrieben. Die Konser-

vativen wollenso
WählerInnen der FPÖ

gewinnen.

"He!" brüllt der Mann in
grauer Uniform mit demAuf-
näher "Österreichischer Si-
cherheitsdienst" mehrmals
aus vollem Hals. "Haben Sie
eine Lagerkarte?" fragt er in
breitem Wienerisch. Die Ant-
wort ist nein. "Dann gehen
Sie! Auf Wiedersehen." Das
Flüchtlingslager in Traiskir-
chen, einer Kleinstadt 20 Kilo-
meter südlich von Wien, darf
seit diesem Monat niemand
mehr ungebetenbetreten. Die
zwei Meter hohe Mauer der
ehemaligenKaserneerstreckt
sich an einer Seite über
knapp einen Kilometer, führt
amOrtsschild vorbei und en-
det dort, wo die Berge begin-
nen. Der Wachmannsteht am
Eingang und postuliert: "Hier
ist die Grenze. Ich bin die
Grenze. Auf Wiedersehen!"
Ähnlich dachte wohl auch

Innenminister Ernst Strasser
(ÖVP), als er EndeSeptember
eine Delegation der Gen-
darmerie in dieses Flücht-
lingshei m schickte, um die
freien Betten zählen zu las-
sen. Zujener Zeit lebten dort
1.900 AsylbewerberInnen, Fa-
milien mit Kleinkinderneben-
so wie Jugendliche ohne Be-
gleitung. Je 300 Flüchtlinge
teiltensichdrei Toilettenund
eine Dusche.
Shah Ahmed aus Afghanis-

tan hatte das Glück, dass er
gerade auf seinem Bett saß,
als die Gendarmen vom Mi-
nisteriumkamen. Sonst wäre
er, wie mehrere hundert
Flüchtlinge, die die Ord-
nungshüter nicht in ihren
Zi mmernantrafen, amfolgen-
den Mittwoch aus demLager
gewiesen worden. Nach der

Aktion blieben i m Heim nur
noch rund 800 BewohnerIn-
nen übrig."Aus meinem Zim-
mer wurde eine Familie raus-
geschmissen. Eines ihrer Kin-
der war gerade vier Monate
alt", erzählt Ahmed. In jener
Nacht lagen die Temperatu-
renknappüber null Grad. Ver-
zweifelt versuchten die Aus-
gesperrten, über die Mauern
zuklettern.

Zu viel Menschlichkeit
Die entsprechende Verord-

nung für den Gendarmenein-
satzreichteStrasseram1. Ok-
tober nach: AsylbewerberIn-
nen, die aus EU−Beitrittslän-
dernstammen, werdengrund-
sätzlich nicht mehr betreut.
Russen, Armeniern, Türken,
Aserbaidschanern, Mazedo-
niern und Nigerianern wird
nurinder erstenInstanzihres
Asylverfahrens ein Obdach
gewährt. Zudemlanden alle,
diei mVerdacht stehen, gegen
das österreichische Gesetz
verstoßen zu haben, unter
der Brücke.
Einen Rechtsanspruch auf

Betreuung hat es in Öster-

reich ohnehin nie gegeben.
Den 40.000 Menschen, von
denenStrasser behauptet, sie
würdenin diesemJahr einen
Asylantragin Österreich stel-
len, stehen 7.076 Betten zur
Verfügung. Der Rest wird tra-
ditionell von der Caritas, der
Diakonie und der Volkshilfe
versorgt.
Die Asylpolitik in Öster-

reichist in erster Linie chao-
tisch. Niemand weiß genau,
wie viele Flüchtlinge an wel-
chemOrtlebenund wohinsie
verschwinden. Viele der Aus-
gesperrten sind mittlerweile
in Notquartieren im nahen
Wienuntergekommen, die die
Stadt als Katastrophenmaß-
nahme zur Verfügung gestellt
hat. Täglich kommen neue
hinzu. Die beidenFlüchtlinge,
die noch vor dem Tor des
Traiskirchener Lagers herum-
stehen, erzählen, dasssieihre
Wiener Schlafstätte morgens
mit einem kleinen Frühstück
i m Bauch verlassen müssen.
Tagsüber fahrensie raus zum
Flüchtlingslager. Dort haben
sie bis 19 Uhr ein Dach über
dem Kopf. Erst am Abend
könnensie nach Wienzurück-
kehren und bekommen ein
Abendbrot undeine Matratze.
Dochgegensoviel Mensch-

lichkeit rebelliert der Innen-
minister. Er wettert vor allem
gegendie Kosovo−Albaner, die
erals"Wirtschaftsflüchtlinge"
bezeichnet. Ihnen will er mit
der Aussperrung klar ma-
chen, dass es "hier nichts zu
holen gibt". Strassers Mei-
nung nach sabotierten die
Hilfsorganisationen mit ihren
Notquartieren seine Strate-
gie. Daher will er alle Zuwen-
dungenandie Organisationen
streichen, die die Auswirkun-
gen seiner Maßnahme mil-
dernkönnten.

Heißes Wahlkampf-
thema: Flüchtlinge
Die Aussperrung ist auch

ein Signal an die österreichi-
schen Wähler. Sie sollen am
24. November ein neues Par-
lament wählen, da die Koali-
tionzwischen der konservati-
ven Volkspartei (ÖVP) und
der rechtspopulistischenFPÖ
zerbrochenist. Seitdembefin-
den sich die Freiheitlichenin
einemSti mmungstief. In Um-
fragengibt nicht mal die Hälf-
te ihrer ehemaligen Wähler
an, der Partei ihre Sti mmege-
ben zu wollen. An den FPÖ−
Enttäuschten, die in den ver-
gangenen Wahlkämpfen mit
rassistisch−nationalistischen
Sprüchen bedient wurden,
scheinennunsowohl die ÖVP
als auch die oppositionellen
Sozialdemokraten (SPÖ) in-
teressiert zusein.
Strasser, dem der Ruf an-

haftet, ein Liberaler zu sein,
kümmert sich um diese
Gruppe. ZumBeispiel in dem
er i mmer wieder für seine

Minister
gegenzu
viel
Mensch-
lichkeit:
Ernst
Strasser
(ÖVP).

"Asylstraße" plädiert: die
Einführung unwiderruflicher
Schnellverfahren, die in
höchstens 72 Stunden über
Asylanträge entscheiden sol-
len. Momentan dauert eine
Entscheidung der notorisch
unterbesetzten Asylämter
ein halbes Jahr. Nur rund
zehn Prozent der 23.231 An-
träge, die bis zumSeptember
2002 vorlagen, sind bearbei-
tet worden.
Auch die Sozialdemokraten

wollen diefreiheitlichen Wäh-
ler. Die SPÖ in Traiskirchen
hat in großer Eile Plakate auf-
stellenlassen, dieStrasserfür
dievielenAusländeri mStadt-
bild verantwortlich machen.
"Rufen Sie ihn an und sagen
Sie Ihre Meinung", steht
darauf, auch die Telefonnum-
mer des Innenministeriums
ist angegeben. Tatsächlich
führt Strasseraber nur diePo-
litik konsequent fort, die sei-
ne sozialdemokratischen Vor-
gänger Jahrzehnte lang be-
triebenhaben.
Der Wiener Bürgermeister

Michael Häupl wirbt dagegen
am liberalen Rand der
Volkspartei um Sti mmen. "In
Wien wird i m Winter mit Si-
cherheit kein Asylant erfrie-
ren oder verhungern", ver-
spricht er und bietet leer ste-
hende Gebäudefür die Unter-
bringung an. In Wirklichkeit
hat sich sein Bundesland bis-
her, ähnlich wie Jörg Haiders
Kärnten, erfolgreich dagegen
wehrenkönnen, dieeigentlich
vorgesehene Anzahl von
Flüchtlingen aufzunehmen.
Auch Haider kann daher Mit-
leid mit den Ausgesperrten
heucheln: "Man kann diese
Leute doch nicht einfach auf
dieStraßesetzen."
Gleichzeitig haben die Frei-

heitlichen das Problem, dass
auch eine noch so rassisti-
sche Plakatkampagne Stras-
sers momentane Medienprä-

senz nicht übertreffen kann.
"Wo sind jetzt die Demons-
tranten, die mit der Kerze in
der Hand gegen die FPÖ de-
monstriert haben?", wundert
sich derInfrastrukturminister
Mathias Reichhold, der nach
dem Rücktritt der Vorsitzen-
denSusanneRiess−Passer nun
die Partei in den Wahlkampf
führensoll.
Lediglich die christlichen

Organisationen laufen Sturm
gegendie MaßnahmendesIn-
nenministeriums. Doch Stras-
ser ließ bisher jedes Krisen-
gespräch ergebnislos ver-
streichen. Er weiß, dass er auf
siezählenkann. Siehabendas
österreichische Modell maß-
geblich mitgestaltet, indem
sie die Unterbringung und
Versorgung von Flüchtlingen
dem Staat abgenommen ha-
ben. Strasser weiß, dass sie
esauch weiterhintun werden,
zumindest bis zumJahr 2004.
Dann tritt die europäische

Vereinbarungin Kraft, die die
Republik zur Betreuung der
Asylbewerber verpflichtet.
Aber bis dahin will derInnen-
minister ein Drittel vonihnen
loswerden, zum Beispiel mit
HilfevonPlakaten, diesichan
die Obdachlosen richten und
die i m ganzen Land aufge-
stellt wurden: "Returning ho-
me. Doyouneedhelp?" Einige
NGO haben bereits Interesse
angemeldet, für denFall, dass
Beratungsstellen zur Rück-
kehr eingerichtet werden.
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